
älteste Gewerbe stilllegen
unddieWürdeder Frau respektiertwerden. Fachleute kritisieren, einVerbot bringenichts
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Der Zürcher Polizeikomman-
dant Daniel Blumer hat hekti-
sche Tage hinter sich. Drei seiner
Polizisten sitzen in Haft. Sie sol-
len vertrauliche Informationen
gegen Sex getauscht haben.
«Ich bin betroffen und ent-
täuscht, wenn sich die Anschul-
digungen bewahrheiten und wer-
de entsprechend handeln», sagt
Blumer. Kritisiert wird die Fach-
stelle Milieu- und Sexualdelikte
aber auchwegen Organisati-
onsmängeln. Laut Regula Ro-
ther, Leiterin der Stadtmission,
sollten Polizisten wegen der be-
lastenden Arbeit nicht länger
als zwei bis drei Jahre imMilieu
arbeiten. «Sollte die Untersu-
chung zeigen, dass dies einer der
Gründe für die Verfehlungen ist,
kannman diesen Aspekt prü-
fen», sagt Blumer.
Weiterer Kritikpunkt: DieMacht-
konzentration mit Korrup-
tionspotenzial. So ist die Fach-
stelle unter anderem auch für
Bewilligungen von Salons und
Ähnliches zuständig. Blumer:
«Wir haben das schon angese-
hen und prüfen, ob man diesen
Bereich innerhalb der Fach-
gruppe aufteilen kann.»
Der Kommandant hat sich vor-
gesternmit der ganzen Truppe
zu einem intensiven Meinungs-
austausch getroffen. «Ich konnte
dabei feststellen, dass die Grup-
pe voll funktionsfähig ist», sagt
er. Ein Problem, dass die Arbeit
imMilieu durch denWegfall der
Drei Inhaftierten und zweier be-
urlaubter Polizisten leidet, sieht
Blumer nicht. «Da besteht kein
Risiko. Wir können das personell
ausgleichen.» (BKR/RIK)
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■ POLIZEICHEF: «ICH
BIN ENTTÄUSCHT»

Was sagen Sie dazu, dass die Schweiz
auch ein Prostitutionsverbot prüft?
Alice Schwarzer: Das finde ich grossartig!
Denn das Elend in der Prostitution ist ja
nicht auf Deutschland beschränkt. Und
wir müssen selbstverständlich eine zu-
mindest europaweite Lösung finden.
Sonst werden die Armuts- und Zwangs-
prostituierten einfach über die Grenze
geschoben – und die Freier reisen hin-
terher. So wie wir heute Busladungen
von Franzosen in deutschen Flatrate-
Bordellen haben.

Ihre Argumente dafür?
Prostitution ist keine Dienstleistung.
Menschen sind keine Ware. Es ist ein
Skandal, dass die Pro-Prostitutions-Lob-
byistInnen ein gesellschaftliches Klima
schaffen konnten, in dem heute Prosti-
tution nicht nur geduldet, sondern qua-
si propagiert wird. Es ist eben überhaupt
nicht normal, einen Geldschein hinzule-
gen und dafür den Körper und die Seele
eines Menschen benutzen zu können.
Prostitution ist ein Verstoss gegen die
Menschenwürde.

KönnenSie sich vorstellen, dass ein
Verbot Erfolg hat?
Selbstverständlich! Ich habe am Frei-
tag auf Bitten der in Berlin akkredi-
tierten Auslandkorrespondenten eine
Pressekonferenz gegeben – und da hat
sich ganz klar abgezeichnet, dass die
Stimmung in mehreren Ländern so ist,
dass Prostitution nicht länger ak-
zeptiert werden soll. Das schwedische
Modell der Freierbestrafung soll ja
auch in Frankreich und Irland einge-
führt werden.

Ist Ihr Apell gegen die Prostitution
erfolgreich?
Es ist die erfolgreichste Kampagne, die
ich je initiiert habe. Bereits vier Tage
nach Erscheinen des Appells war er
Thema in den Koalitionsverhandlun-
gen. Das ist beschlossen, Union und
Sozialdemokraten werden das Gesetz
ändern. Und ganz Deutschland dis-
kutiert zurzeit über das Problem.
Endlich.

Ist ein Verbot nicht kontraproduktiv?
Mit einem Verbot der Prostitution wäre
es wie mit allen Verboten: Sie würden
von manchen umgangen oder gebro-
chen werden. Aber dann hat man eine
Handhabe, dagegen vorzugehen. Hinzu
kommt: Gesetze sind ja auch Ausdruck
des Rechtsempfindens einer Gesell-
schaft. Es muss einfach klar werden,
dass Prostitution ein Verstoss gegen die
Menschenwürde ist!

Undwenn die Frauen in den
Untergrund abwandern?
Schlimmer kann es für die Frauen in der
Prostitution nicht mehr kommen. In
Deutschland sind heute Hunderttausen-
de von Armuts- und Zwangsprostituier-
ten vorwiegend aus Rumänien oder Bul-
garien im Untergrund. Sie werden als
«Frischfleisch» von Grossbordell zu
Grossbordell geschoben – und landen ir-
gendwann auf der Strasse. Diese Frauen
sind nicht registriert, es gibt keine Ge-
sundheitskontrollen mehr, niemand
kennt sie. Sie könnten von heute auf
morgen einfach verschwinden. Nie-
mand würde esmerken.
INTERVIEW: FABIENNE RIKLIN UND BEAT KRAUSHAAR

Die deutsche Feministin Alice Schwarzer über ein Prostitutionsverbot in der Schweiz

«Das finde ich grossartig»
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Prostitution ist keine
Dienstleistung.

Menschen sind keine Ware.»
«
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Andrea masüger

Als die Bündner Anfang März  dieses

Jahres die Olympiapläne für 2022 mit

fast 53 Prozent Nein-Stimmen begruben,

waren sich viele Analysten einig, dass

sich eine verstockte und provinzielle

Bergbevölkerung ihre eigene Zukunft

verbaut habe. Inzwischen gab es zwei

weitere Volksentscheide im unmittelba-

ren Ausland, die ebenfalls negativ aus-

fielen: Im Frühling erteilten die Wiener

mit 72 Prozent Nein-Stimmen Sommer-

spielen im Jahr 2028 eine Absage und

am letzten Wochenende lehnte Mün-

chen die Winterspiele 2022 ab. Nach

dem Bündner Nein war für viele klar,

dass München kalt lächelnd zugreifen

würde. Stattdessen  resultierten in den

vier vorgesehenen Austragungsorten

Nein-Mehrheiten zwischen 52 und 60

Prozent.

Vor diesem Hintergrund entpuppt

sich der Bündner Entscheid als gerade-

zu progressiv. Immerhin stimmten die

direkten Austragungsorte St. Moritz

und Davos einer Kandidatur zu. In Wien

und in München lehnten aber die Di-

rektbetroffenen zum Teil massiv ab, so

etwa das Wintersport-Mekka Garmisch-

Partenkirchen. Es geht bei der Ableh-

nung also nicht um Gemeinden wie Al-

mens, Pitasch oder Zillis, sondern um

Weltmetropolen wie Wien und Mün-

chen. Und dies notabene angesichts der

Tatsache, dass im Falle der Winterspiele

2022 in Bayern die Infrastruktur weitge-

hend bestanden hätte und zumindest

das ökologische Argument nicht beson-

deres Gewicht hatte. Auch spielt die po-

litische Gesinnung kaum mehr eine Rol-

le: In Graubünden wurde der Abstim-

mungskampf zu einem Streit zwischen

Bürgerlichen und Links-Grünen, in

Wien hingegen wurde die Kandidatur

von der rot-grünen Koalition geplant

und massiv propagiert.

mAn muss desHAlB feststellen, dass

Olympiakandidaturen in  europäischen

Demokratien kaum noch getragen wer-

den. Es gibt  eine Art Anti-Olympia-Kon-

sens von den ländlichen Gebieten bis zu

den urbanen Zentren. Die Gründe sind

vielfälig, von der Angst vor Gigantismus

und Umweltschäden bis zu einem mas-

siven Misstrauen gegenüber den IOC-

Funktionären. Wenn sich solche Spiele

aber nur noch in autokratischen Staa-

ten und Diktaturen umsetzen lassen,

dürften ihre Tage über kurz oder lang

gezählt sein. Es bräuchte dann einen

zweiten Baron de Coubertin, der die

ganze Angelegenheit mit neuem Sinn

füllt.

amasueger@suedostschweiz.ch

Olympia geht 
die Luft aus 
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